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WETTBEWERBSPOLITIK

C. Christian von Weizsäcker, Franz Waldenberger

Wettbewerb und strategische Handelspolitik
In ihrem neunten Hauptgutachten1 mit dem Titel „Wettbewerbspolitik oder Industriepolitik“ 

befaßt sich die Monopolkommission unter anderem mit dem Thema „ Wettbewerb und 
strategische Handelspolitik“. Prof. Dr. C. Christian von Weizsäcker und Dr. Franz Waldenberger 

fassen die Ergebnisse zusammen.

Braucht Europa eine.neue Industriepolitik? Diese 
Frage beherrscht nicht erst seit den industriepoliti­

schen Beschlüssen von Maastricht Ende letzten Jahres 
die wirtschaftspolitische Diskussion. Die offenbar erfolg­
reichen Entwicklungsstrategien südostasiatischer Volks­
wirtschaften, allen voran Japan, haben die Auseinander­
setzung um Sinn, Zweck und Inhalt staatlicher Industrie­
politik neu belebt. Nicht wenige sehen im wirtschaftlichen 
Erfolg dieser Länder einen Beleg dafür, daß der Staat die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit bestimmter inländi­
scher Industrien gezielt fördern müsse.

Die Befürworter einer strukturgestaltenden Industrie­
politik fühlen sich in ihren Forderungen durch For­
schungsergebnisse im Bereich der Außenwirtschafts­
theorie bestätigt. Während die klassische Außenhandels­
ökonomik Umfang und Struktur der internationalen Ar­
beitsteilung vor allem als Folge von Unterschieden in der 
relativen Ressourcenausstattung nationaler Volkswirt­
schaften betrachtet, basieren neuere Theorieansätze auf 
der Annahme, daß die Spezialisierung im internationalen 
Handel auf Größenvorteilen in der Produktion beruht. Tat­
sächlich läßt sich mit dieser These die beobachtbare 
Struktur des Welthandels leichter erklären. Der intensive 
Handel zwischen Volkswirtschaften, die relativ geringe 
„natürliche“ Unterschiede aufweisen, und die quantitative 
Bedeutung des intraindustriellen Handels sind nur 
schwer mit der These naturbedingter komparativer Vor­
teile zu vereinbaren. Je weniger aber die Struktur der 
Handelsströme auf natürlichen Gegebenheiten beruht,

Prof. Dr. C. Christian von Weizsäcker, 54, lehrt 
Volkswirtschaftslehre an der Universität zu Köln. Er 
ist Vorsitzender der Monopolkommission und Di­
rektor des Energiewissenschaftlichen Instituts an 
der Universität zu Köln. Dr. Franz Waldenberger, 31, 
ist wissenschaftlicher Mitarbeiter bei der Monopol­
kommission.

desto eher kann das Spezialisierungsmuster im interna­
tionalen Handel durch staatliche Maßnahmen beeinflußt 
werden. Natürlich stellt sich dabei immer noch die Frage, 
ob der Staat von einer solchen Möglichkeit Gebrauch ma­
chen sollte. Eine Antwort darauf versucht die Theorie der 
strategischen Handelspolitik zu geben.

Die Theorie der strategischen Handelspolitik

Bei den aus theoretischer Sicht als förderungswürdig 
anerkannten Bereichen handelt es sich um Industrien 
bzw. Märkte, die durch einen hohen Konzentrationsgrad 
und hohe Marktzutrittsschranken gekennzeichnet sind. 
Die Zahl der aktuellen und potentiellen Wettbewerber ist 
hier begrenzt und überschaubar klein. Die Akteure wis­
sen, daß ihr Verhalten das Marktergebnis erheblich be­
einflussen kann und daß deshalb mit Reaktionen der an­
deren Akteure zu rechnen ist. Indem jeder die Reaktionen 
der jeweiligen „Mitspieler“ in sein Verhaltenskalkül einbe­
zieht, verhält er sich „strategisch“ . Der aus der Spieltheo­
rie entliehene Strategiebegriff meint also das Wettbe­
werbsverhalten der Marktteilnehmer.

Die Bezeichnung strategisch ist nicht mit Eigenschaf­
ten der Märkte wie „für die wirtschaftliche Entwicklung 
entscheidend“ oder „für das langfristige Wachstum be­
deutsam“ gleichzusetzen. Die Theorie der strategischen 
Handelspolitik liefert demnach auch keine Argumente für 
eine strukturgestaltende Industriepolitik, mit der allge­
meine Entwicklungs- bzw. Wachstumsschwächen einer 
Volkswirtschaft überwunden werden sollen. Ihr Anliegen 
sind allein die Gewinne, die auf bestimmten Weltmärkten 
erzielt werden können. Die Gewinne resultieren aus den 
angenommenen strukturellen Besonderheiten: dem ho­
hen Konzentrationsgrad und den hohen Marktzutritts-

' Das Gutachten wurde am 2. Juli dem Wirtschaftsminister überreicht 
und wird in Kürze als Bundestagsdrucksache bzw. im Nomos Verlag er­
scheinen.
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schranken. Kompetitiv organisierte Märkte scheiden 
demnach von vornherein als nicht förderungswürdig aus 
der Analyse aus. Auch wenn solche Industrien wert­
schöpfungsintensive Arbeitsplätze bieten oder technolo­
gische Schlüsselprodukte herstellen, besteht ceteris pa- 
ribus für kein Land ein besonderer Gewinn darin, sich in 
diesen Bereichen zu spezialisieren. Die damit verbunde­
nen Investitionen werfen keine überdurchschnittliche 
Rendite ab und können daher genausogut in andere Ver­
wendungen fließen.

Das Strickmuster einer erfolgreichen strategischen 
Handelspolitik läßt sich in den einfach strukturierten Mo­
dellen leicht nachvollziehen: Es gibt gewinnträchtige 
Weltmärkte. Durch staatliche Schutz- oder Fördermaß­
nahmen wird die Wettbewerbsposition inländischer Un­
ternehmen auf diesen Märkten verbessert. Im Ergebnis 
fließen mehr Gewinne aus dem Ausland ins Inland. Das 
inländische Realeinkommen steigt. In Wirklichkeit ist die 
Sache allerdings wesentlich komplizierter. Hier muß ge­
nau geprüft werden, ob und wieweit die Modellannahmen, 
auf denen der Erfolg einer strategischen Handelspolitik 
beruht, in der Realität erfüllt sind. Die tatsächlichen Er­
folgsaussichten werden durch zahlreiche Sachverhalte, 
die in den einfachen Modellen meist unberücksichtigt 
bleiben, erheblich geschmälert:

□  Wenn die geförderten Unternehmen nicht vollständig 
in inländischem Kapitalbesitz sind, kommt ein Teil der zu­
sätzlichen Gewinne ausländischen Anteilseignern zu­
gute.

□  Der Wirksamkeit einer staatlichen FuE-Förderpolitik 
sind angesichts der internationalen Mobilität technischen 
Wissens enge Grenzen gesetzt.

□  Staatliche Schutzmaßnahmen, die zu Preissteigerun­
gen im Inland führen, verschlechtern das inländische 
Marktergebnis aus gesamtwirtschaftlicher Sicht.

□  Die im Inland geförderten Unternehmen dürfen keine 
erheblichen Kostennachteile im Vergleich zu ausländi­
schen Anbietern besitzen.

□  Vor Wettbewerb geschützte bzw. im Wettbewerb ge­
förderte Unternehmen neigen zu Ineffizienzen.

□  Bei aggressivem Preisverhalten ausländischer Kon­
kurrenten kann eine Förderung der inländischen Produk­
tionsmenge zu einer Eliminierung der Gewinne auf dem 
Weltmarkt führen.

□  Dies ist vor allem dann zu erwarten, wenn ausländi­
sche Regierungen auf eine vom Inland betriebene strate­
gische Handelspolitik reagieren und die eigenen Unter­
nehmen ebenfalls fördern.

□  Eine strategische Handelspolitik steht vor einem 
schwierigen Auswahlproblem. Ihr Erfolg hängt davon ab, 
daß es keine andere Industrie gibt, die nicht noch förde­
rungswürdiger gewesen wäre.

□  Schließlich muß eine Förder- oder Schutzpolitik auf 
Dauer verläßlich sein; denn nur so kann sie private Unter­
nehmen zu riskanten Investitionen veranlassen.

Offene Fragen

In der Diskussion um eine strategische Handelspolitik 
sind aus ordnungspolitischer Sicht zwei Positionen zu 
unterscheiden. Die eine Position unterstützt den aggres­
siven Ersteinsatz einer strategischen Handelspolitik. Die 
andere argumentiert dagegen nur für den Einsatz defen­
siver Maßnahmen. Handelspolitische Gegenmaßnah­
men werden dabei einerseits als Abwehr einer aggressi­
ven strategischen Handelspolitik des Auslands gerecht­
fertigt; andererseits sollen sie verhindern, daß wirtschaft­
lich bedeutsame Schlüsseltechnologien durch ausländi­
sche Anbieter monopolisiert werden.

Die Monopolkommission hat sich in ihrem Gutachten 
klar gegen eine aggressive strategische Handelspolitik 
ausgesprochen. Sie stützt sich dabei weniger auf die er­
heblichen praktischen Umsetzungsprobleme einer sol­
chen Politik, sondern urteilt nach ordnungspolitischen 
Gesichtspunkten. Eine aggressive strategische Handels­
politik verstößt gegen die Prinzipien eines freien Welt­
handels. Sie stört das internationale Klima, provoziert 
Gegenreaktionen ausländischer Regierungen und führt 
leicht zu einer Destabilisierung der Welthandelsordnung 
insgesamt.

Wie sind defensive handelspolitische Maßnahmen zu 
beurteilen? Dies ist die eigentlich entscheidende Frage­
stellung, denn kaum eine Regierung wird die eigene Poli­
tik als „aggressiv“ bezeichnen. Die Argumente für han­
delspolitische Gegenmaßnahmen sind im Grunde legitim 
und ordnungspolitisch vertretbar. Die Drohung wirksamer 
Reaktionen auf eine aggressive strategische Handelspo­
litik des Auslands kann im Idealfall zu einer Stabilisierung 
der Welthandelsordnung beitragen. Die erfolgreiche Ab­
wehr einer Monopolisierung volkswirtschaftlich bedeut­
samer Schlüsseltechnologien durch ausländische Unter­
nehmen bewahrt die inländische Wirtschaft vor erhebli­
chem Schaden. Die im Prinzip legitimen Anliegen dürfen 
allerdings nicht den Blick für die in der Praxis weiterhin re­
levanten Fragen trüben. Die tatsächliche Notwendigkeit 
handelspolitischer Gegenmaßnahmen ist unter drei 
Aspekten genauer zu prüfen: auf der Grundlage des em­
pirischen Befunds, im Hinblick auf die Grenzen des politi­
schen Systems und unter Berücksichtigung alternativer 
Lösungswege.
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Der empirische Befund

Gibt es Industrien, in denen Handlungsbedarf im Sinne 
der oben beschriebenen Argumente für handelspoliti­
sche Gegenmaßnahmen besteht? In Frage kommen nur 
Märkte, die hoch konzentriert sind und hohe Marktzu­
trittsschranken aufweisen. Außerdem muß es entweder 
ein Markt sein, auf dem das Ausland eine aggressive stra­
tegische Handelspolitik betreibt, oder es muß sich um 
eine technologische Schlüsselindustrie handeln, in der 
die konkrete Gefahr besteht, daß sie durch ausländische 
Anbieter monopolisiert wird. Über die empirische Rele­
vanz der Argumente kann letztlich nur im Einzelfall ent­
schieden werden. Die Monopolkommission hat hierzu die 
drei Bereiche Flugzeugbau, Mikroelektronik und Automo­
bilindustrie untersucht2. Jede dieser Industrien ist in Eu­
ropa Gegenstand industrie- und handelspolitischer Pro­
gramme bzw. Diskussionen. Im Flugzeugbau soll das eu­
ropäische Airbus-Projekt die Vormachtstellung amerika­
nischer Unternehmen auf dem Weltmarkt für zivile Groß­
raumflugzeuge brechen. In der Mikroelektronik wird dar­
über gestritten, wie dem Wettbewerbsvorsprung japani­
scher und amerikanischer Halbleiterproduzenten zu be­
gegnen sei und ob Europa eine eigene Chipproduktion 
brauche. In der Automobilindustrie sehen sich europäi­
sche Anbieter dem Wettbewerbsdruck japanischer 
Produzenten ausgesetzt. In einigen Ländern, darunter 
Frankreich und Italien, unterliegt die Einfuhr japanischer 
Fahrzeuge erheblichen Beschränkungen. Im Zuge der 
Schaffung eines einheitlichen europäischen Binnen­
marktes wurden mit Japan jüngst Vereinbarungen getrof­
fen, die den Fortbestand dieser Importbeschränkungen 
auf europäischer Ebene zumindest vorübergehend si­
chern sollen.

Die Monopolkommission hat die industrie- und han­
delspolitischen Maßnahmen und Vorschläge vor dem 
Hintergrund der Erkenntnisse der Theorie der strategi­
schen Handelspolitik geprüft. Sie gelangte dabei zu fol­
genden Ergebnissen.

Airbus

Der Weltmarkt für zivile Großraumflugzeuge erfüllt auf 
ideale Weise die Strukturbedingungen für einen „strate­
gisch“ geführten Wettbewerb. Im Verhältnis zum Markt­
volumen ausgeprägte Größenvorteile in der Produktion 
lassen zur Zeit nur drei Anbietern in diesem Markt Platz. 
Außerdem weist der Markt hohe Eintrittsbarrieren auf, 
wodurch die Intensität des potentiellen Wettbewerbs we­
sentlich geschwächt wird, Kann die Airbus-Politik in die­
sem Markt als eine legitime handelspolitische Gegen­

2 Die Ergebnisse basieren auf einem Gutachten, das das Institut für 
Weltwirtschaft an der Universität Kiel im Auftrag der Monopolkommis­
sion erstellt hat.

maßnahme gewertet werden? Um diese Frage positiv be­
antworten zu können, müssen zusätzliche Bedingungen 
erfüllt sein. Es muß sich entweder um eine volkswirt­
schaftlich bedeutsame Schlüsselindustrie handeln, dann 
könnte erwartet werden, daß die mit dem Markteintritt von 
Airbus erzeugte Wettbewerbsbelebung der europäischen 
Volkswirtschaft einen erheblichen Vorteil gebracht hat, 
oder die Vormachtstellung der Unternehmen Boeing und 
McDonell Douglas muß Ausdruck einer aggressiven stra­
tegischen Handelspolitik der USA sein. In diesem Fall 
könnte Airbus als „faire“ Antwort auf diese Politik gese­
hen werden. Das Schlüsseltechnologie-Argument schei­
det aus. Damit bleibt nur das „Fairness“-Argument.

Förderer des Airbus-Projekts vertreten die Ansicht, die 
Flugzeugindustrie in den USA würde durch staatliche For- 
schungs- und Entwicklungsaufträge im militärischen Be­
reich indirekt in erheblichem Umfang subventioniert. Die 
Monopolkommission schließt zwar nicht aus, daß Ver­
bundvorteile zwischen militärischem und zivilem Flug­
zeugbau amerikanischen Anbietern einen entscheiden­
den Forschungs- und Entwicklungsvorsprung verschafft 
haben. Sie sieht darin jedoch keine aggressive strategi­
sche Handelspolitik. Die Tatsache, daß US-amerikani­
sche Anbieter möglicherweise von militärischen Aufträ­
gen profitiert haben, ist ein zwangsläufiges Korrelat der 
amerikanischen Rüstungspolitik. Die westlichen Indu­
strieländer haben von dieser Politik per saldo profitiert, 
da Ihnen dadurch die Kosten eines höheren eigenen Ver­
teidigungshaushalts erspart blieben. Das Airbus-Projekt 
kann damit nicht als eine handelspolitische Gegenmaß­
nahme im oben beschriebenen Sinne legitimiert werden.

Ein japanisches Chipmonopol?

Die Mikroelektronik gilt schlechthin als die Schlüssel­
technologie des Informationszeitalters. Kernstück sind 
die integrierten Schaltkreise (IC), die landläufig auch ein­
fach als Chip bezeichnet werden. Technologisches Leit­
produkt waren bisher die dynamischen Schreib-und- 
Lese-Speicher (DRAM). An ihnen wurden die neuesten 
Produktionstechnologien zur Höchstintegration elektri­
scher Schaltkreise erprobt und eingeführt. Obwohl 
DRAM vom Volumen her gesehen nur ungefähr 15% des 
Gesamtmarktes für IC umfassen, wird der Beherrschung 
der DRAM-Technologie deshalb eine zentrale Bedeutung 
eingeräumt. Man befürchtet, daß eine Monopolstellung 
auf diesem Markt auch auf andere Halbleiterprodukte 
übertragen werden könnte, die auf der DRAM-Technolo­
gie aufbauen. Für die Weltwirtschaft hätte dies verhee­
rende Folgen, vergleichbar in etwa mit den Wirkungen der 
Ölkrise. Ähnlich wie das OPEC-Kartell würde auch ein 
Chipmonopol zu einer Verteuerung eines zentralen Pro- 
duktionsinputs führen und die Terms-of-Trade der
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importabhängigen Länder erheblich verschlechtern. 
Handels- bzw. industriepolitische Maßnahmen zur Ab­
wehr einer drohenden Monopolstellung ausländischer 
Unternehmen, etwa durch die Förderung einer inländi­
schen Chipindustrie, wären daher vertretbar.

Ist das entworfene Szenario realistisch? Das rasante 
Tempo des technischen Fortschritts in der Halbleitertech­
nologie zeigt, daß der Wettbewerb in diesem Markt bis­
lang sehr intensiv geführt wurde. Zwar weist die Chippro­
duktion ausgeprägte Größenvorteile auf, aufgrund seiner 
Größe bietet der Markt aber dennoch zahlreichen Anbie­
tern Platz. Mit Ausnahme des Marktes für Mikroprozes­
soren, in dem das amerikanische Unternehmen Intel 
1990 einen Marktanteil von 27% besaß, liegen die Anteile 
der Marktführer bei anderen Halbleiterprodukten weit un­
ter 20%. Die Befürchtung, Unternehmen könnten ihre 
Führungsposition bei einer Chipgeneration zu Wettbe- 
werbsvorsprüngen bei Folgegenerationen ausbauen, 
wurde in der Vergangenheit ebensowenig bestätigt wie 
die Ansicht, daß eine führende Marktstellung im Bereich 
der DRAM aufgrund von Synergieeffekten auch auf an­
dere Chipprodukte ausgedehnt werden könnte. Die Ge­
fahr, daß japanische Unternehmen, die auf dem Markt für 
DRAM besonders stark vertreten sind, ein Kartell bilden 
und höhere Preise diktieren, droht nicht. Die zehn Unter­
nehmen stehen untereinander in starkem Wettbewerb. 
Außerdem beruht ihre Marktstellung vor allem auf Umsät­
zen im heimischen Markt. Auf Märkten außerhalb Japans 
nehmen sie auch in der Summe keine überragende 
Marktstellung ein.

Die Analyse der Wettbewerbsverhältnisse zeigt, daß in 
der Mikroelektronik zur Zeit kein Handlungsbedarf im 
Sinne einer defensiven strategischen Handelspolitik be­
steht. Auch wenn Europa selbst über keine international 
wettbewerbsfähige Chipproduktion verfügen würde, 
könnte es dennoch aufgrund des Wettbewerbs im inter­
nationalen Handel an den Wohlfahrtsgewinnen, die der 
technische Fortschritt in der Mikroelektronik ermöglicht, 
teilhaben. Funktionsfähiger Wettbewerb verhindert auch, 
daß einzelne Chipproduzenten selbständigen Unterneh­
men in Anwenderbranchen, beispielsweise im Maschi­
nenbau, neue Produkte oder Technologien vorenthalten, 
um selbst erfolgreich in diese Bereiche zu integrieren. Da 
es zur Zeit keine konkreten Anzeichen für ein ausländi­
sches Chipmonopol gibt, sind die Forderungen nach dem 
Erhalt einer europäischen Chipindustrie gegenwärtig un­
begründet.

Automobilindustrie

Die Automobilindustrie erfüllt nicht die strukturellen 
Bedingungen für eine strategische Handelspolitik. Im 
Vergleich zum Weltmarktvolumen bestehen keine erheb­

lichen Größenvorteile in der Produktion. Die weltweit 
zehn größten Anbieter erreichen zusammen lediglich ei­
nen Marktanteil von 75%. Tatsächlich hat der Wettbewerb 
im Zuge der Internationalisierung der Märkte und der Fle­
xibilisierung der Produktionsabläufe stetig zugenommen. 
Die Automobilindustrie zählt damit nicht zu den Berei­
chen, die für handelspolitische Gegenmaßnahmen im 
oben beschriebenen Sinn in Frage kämen. Dies gilt unab­
hängig davon, ob man ihr eine besondere gesamtwirt­
schaftliche Bedeutung beimißt oder ob man Handels­
praktiken anderer Länder in diesem Bereich als unfair be­
wertet.

Grenzen des politisch-administrativen Systems

Können Politik und Verwaltung den Anforderungen, die 
eine defensive strategische Handelspolitik stellt, gerecht 
werden? Die Frage meint weniger Unzulänglichkeiten im 
redlichen Bemühen von Politikern und Bürokraten. Im 
Vordergrund stehen vielmehr die immanenten Schwä­
chen des politisch-administrativen Systems.

Das erste Problem betrifft die Konstanz und Verläßlich­
keit politischer Entscheidungen. Die Förderung inländi­
scher Unternehmen im Rahmen einer defensiven strate­
gischen Handelspolitik wird in vielen Fällen nur gelingen, 
wenn sich die Unternehmensführung auf die staatliche 
Unterstützung längerfristig verlassen kann; andernfalls 
wird sie keinen Anlaß sehen, ihre langfristige strategi­
sche Planung entsprechend den Zielen der Politik zu ver- 
ändern.Von Wahltermin zu Wahltermin wechselnde poli­
tische Prioritäten und wechselnde politische Mehrheiten 
können daher die Erfolgsaussichten einer defensiven 
strategischen Handelspolitik zunichte machen. Betroffen 
sind hiervon in erster Linie Maßnahmen, die über einen 
längeren Zeitraum Mittel aus öffentlichen Budgets bean­
spruchen.

Ein zweites und sehr wichtiges Problem ist der miß­
bräuchliche Einsatz einer einmal institutionalisierten de­
fensiven strategischen Handelspolitik. Eine Marktwirt­
schaft basiert auf einer klaren Arbeitsteilung zwischen 
Politikern und Bürokraten auf der einen und Managern 
oder Unternehmern auf der anderen Seite. Um die im 
Rahmen handelspolitischer Gegenmaßnahmen erforder­
lichen Markt- und Technologiedaten politischen Ent­
scheidungsträgern verfügbarzu machen, bedarf es an In­
formationen aus der Wirtschaft. Die gefragten Unterneh­
men werden versuchen, ihren Informationsvorsprung 
dazu zu nutzen, die politischen Entscheidungen in ihrem 
Interesse zu beeinflussen. Im Ergebnis führt dies dazu, 
daß handelspolitische Maßnahmen tendenziell zu häufig 
ergriffen werden und mit ihrer Hilfe Protektion und Wett­
bewerbsbeschränkungen Vorschub geleistet wird.
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Ein weiterer, für die Mißbrauchsproblematik relevanter 
„Defekt“ des politisch-administrativen Systems besteht 
in der Neigung, strukturerhaltende Maßnahmen gegen­
über strukturverändernden Maßnahmen vorzuziehen 
und Produzenteninteressen mehr Gewicht beizumessen 
als Konsumenteninteressen. Die an bestehende Struktu­
ren geknüpften Interessen sind verständlicherweise bes­
ser organisiert und verfügen über einen größeren politi­
schen Einfluß als die Interessen der neuen, sich erst ent­
wickelnden Strukturen. Dasselbe gilt für das politische 
Gewicht von Produzenten- im Vergleich zu Konsumen­
teninteressen. Es besteht daher auch hier die Gefahr, daß 
die in den Anliegen einer defensiven strategischen Han­
delspolitik enthaltenen Schutzargumente zur Rechtferti­
gung einer Politik mißbraucht werden, die einzelne Groß­
unternehmen und Wirtschaftszweige vor gesamtwirt­
schaftlich erforderlichen strukturellen Anpassungen 
schützt.

Die Anfälligkeit einer defensiven strategischen Han­
delspolitik gegenüber protektionistischen und wettbe­
werbsbeschränkenden Mißbräuchen wird am Beispiel 
der auf EG-Ebene bereits institutionalisierten handelspo­
litischen Instrumente besonders deutlich. Gemeint sind 
die Antidumping- und Antisubventionsverordnung3 und 
das sogenannte neue handelspolitische Instrument, das 
generell alle „unerlaubten Handelspraktiken“ von Unter­
nehmen bzw. Regierungen aus Nichtmitgliedsländern 
aufgreift4. Gerechtfertigt werden die Instrumente mit der 
Begründung, daß die EG hierdurch das Marktverhalten 
von Unternehmen und Regierungen kontrolliere und auf 
diesem Weg einen Beitrag zu einem fairen und unver­
fälschten Wettbewerb im internationalen Handel leiste. 
Die Praxis wird diesem hehren Anspruch jedoch keines­
falls gerecht. Die Instrumente wirken in starkem Maße 
protektionistisch und wettbewerbsbeschränkend. Ur­
sächlich dafür sind sowohl inhaltlich-konzeptionelle als 
auch verfahrenstechnische Mängel. Die Aufgreifkriterien 
der Verordnungen stehen in keinem Bezug zu den tat­
sächlich feststellbaren Wettbewerbsverhältnissen auf 
den betroffenen Märkten. Die Schutzinteressen europäi­
scher Produzenten erhalten inhaltlich und verfahrens­
technisch mehr Gewicht als die Versorgungsinteressen 
der Konsumenten. Die Verfahrensmodalitäten fördern 
zudem Absprachen und Kartelle unter den europäischen 
Produzenten, unter den Anbietern außerhalb der EG so­
wie zwischen beiden Gruppen.

3 Verordnung (EWG) Nr. 2423/88 des Rates vom 11.7.1988 über den 
Schulz gegen gedumpte oder subventionierte Einfuhren aus nicht zur 
Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Ländern, Amtsblatt 1988, 
Nr. L 209, S. 1.

4 Verordnung (EWG) Nr. 2641/84 des Rates zur Stärkung der Gemein­
samen Handelspolitik und insbesondere des Schutzes gegen uner­
laubte Handelspraktiken, Amtsblatt 1984, Nr. L 252, S. 1.

Um dem Anliegen einer defensiven strategischen Han­
delspolitik gerecht zu werden, müssen die Instrumente 
einen klaren Wettbewerbsbezug aufweisen. Die Eingriffs­
voraussetzungen müssen sich an den Strukturmerkma­
len Konzentration und Marktzutrittsschranken orientie­
ren. Des weiteren müssen eindeutige Kriterien für die Ab­
grenzung einer aggressiven strategischen Handelspolitik 
des Auslands und für die Definition von Schlüsseltechno­
logien aufgestellt werden. Vergleichbar der Bagatell- 
marktklausel in der deutschen Fusionskontrolle sollten in 
bezug auf die Abwehr einer strategischen Politik des Aus­
lands nur Märkte berücksichtigt werden, die volumenmä­
ßig von besonderer gesamtwirtschaftlicher Bedeutung 
sind. Verfahrenstechnisch und institutionell müssen Vor­
kehrungen getroffen werden, die den Einfluß allgemeiner 
Schutzinteressen weitestgehend ausschließen. Erforder­
lich ist außerdem die internationale Abstimmung der Poli­
tikmaßnahmen. Nur so kann unter den Handelspartnern 
Vertrauen in bezug auf den ausschließlich defensiven 
Einsatz der Instrumente geschaffen werden. Ohne dieses 
Vertrauen kann die Politik keinen Beitrag zur Stabilisie­
rung der Welthandelsordnung leisten.

Bei jedem Politikvorschlag muß danach gefragt wer­
den, ob die damit verfolgten Ziele nicht auf anderem 
Wege besser erreicht werden können. Die Diskussion um 
eine strategische Handelspolitik wird von zwei Anliegen 
beherrscht. Zum einen meint man, eine solche Politik sei 
dazu geeignet, allgemeine Wachstums- und Entwick­
lungsschwächen einer Volkswirtschaft zu beheben; zum 
ändern geht es darum, den internationalen Handel in 
wichtigen Bereichen vor staatlichen Wettbewerbsverfäl­
schungen und privaten Wettbewerbsbeschränkungen zu 
schützen.

Abbau investitionshemmender 
Rahmenbedingungen

Wie schon zu Beginn festgestellt wurde, liefert die 
Theorie der strategischen Handelspolitik keinen Beitrag 
zur Lösung allgemeiner Wachstums- und Entwicklungs­
probleme. Sie hat diese Probleme weder im Visier, noch 
setzen ihre Instrumente an den dafür verantwortlichen Ur­
sachen an. Die mangelnde Dynamik einer Volkswirt­
schaft ist im allgemeinen auf eine unzureichende Investi­
tionsbereitschaft zurückzuführen. Dafür sind investitions­
hemmende Rahmenbedingungen verantwortlich. Kapital 
ist international mobil. Es wird dort eingesetzt, wo am 
meisten verdient werden kann. Entsprechend hängt die 
Entwicklungsdynamik einer Volkswirtschaft entschei­
dend davon ab, wie günstig die Investitionsbedingungen 
im Inland im Vergleich zum Ausland sind. Hierzu zählen 
beispielsweise das Qualifikationsniveau der Arbeits­
kräfte, der Leistungsgrad der Verkehrs- und Telekommu­
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nikationsinfrastruktur, das Lohnniveau sowie die Höhe 
von Unternehmenssteuern und -abgaben. Eine Volkswirt­
schaft wie die Bundesrepublik, die im internationalen Ver­
gleich ein sehr hohes Lohnniveau besitzt, muß sich um so 
mehr um die Verbesserung der anderen Standortfaktoren 
bemühen, wenn sie als Produktionsstandort attraktiv 
bleiben will.

Eine Politik, die auf eine allgemeine Verbesserung der 
Standortqualität abzielt, fördert die strukturelle Entwick­
lung einer Volkswirtschaft insofern, als sie Hemmnisse 
für das Entstehen neuer und international wettbewerbsfä­
higer Arbeitsplätze aus dem Weg räumt. Sie greift jedoch 
nicht wie eine strategische Handelspolitik gestaltend in 
den Strukturprozeß ein. Sie benötigt bei der Umsetzung 
deshalb auch keine Detailinformationen über einzelne In­
dustrien, sondern kann sich an allgemeinen wirtschafts­
politischen Grundsätzen orientieren. Die Ansprüche, die 
damit an das politisch-administrative System gestellt 
werden, sind deutlich geringer.

Ansätze zu einer internationalen 
Wettbewerbsordnung

Das eigentliche Anliegen einer defensiven strategi­
schen Handelspolitik sind Wettbewerbsbeschränkungen 
Im internationalen Handel. Die Diskussion ist letztlich 
Ausdruck einer fehlenden internationalen Wettbewerbs­
ordnung. Die Errichtung einer solchen Ordnung wäre die 
nächstliegende und beste Antwort auf die in den Argu­
menten für handelspolitische Gegenmaßnahmen ange­
sprochenen Wettbewerbsprobleme. Unilaterale handels­
politische Maßnahmen sind demgegenüber bestenfalls 
als Zweitbestlösung anzusehen. Die doppelte Rolle, die 
ein Land hierbei als Schiedsrichter und Mitspieler im 
internationalen Wettbewerb wahrnimmt, ist auf Dauer 
nicht befriedigend.

Eine internationale Wettbewerbsordnung besitzt not­
wendigerweise einen umfassenderen Regelungsgegen­
stand als eine nationale Wettbewerbsordnung. Sie richtet 
sich nicht nur gegen private Wettbewerbsbeschränkun­
gen, sondern muß auch staatliche Behinderungen und 
Eingriffe in den internationalen Handel aufgreifen. Ange­
sichts der Größe der Weltmärkte ist wohl nur in sehr weni­
gen Fällen zu erwarten, daß private Unternehmen allein 
in der Lage sind, den internationalen Wettbewerb wirk­
sam zu beschränken. Dies gilt um so mehr, als auf wichti­
gen Absatzmärkten die nationale Wettbewerbspolitik ein 
solches Ergebnis verhindern würde. Im übrigen bietet die 
Koordination und Harmonisierung bestehender nationa­
ler Wettbewerbsordnungen einen erfolgversprechenden 
Ansatz zu einer weltweiten Kontrolle privater Wettbe­
werbsbeschränkungen. Triebfeder für ein solches Vorge­
hen kann die extraterritoriale Anwendung des nationalen

Wettbewerbsrechts sein. Sowohl in den USA als auch in 
Deutschland und in der EG können die zuständigen Wett­
bewerbsbehörden gegen Unternehmenspraktiken Vorge­
hen, die ihren Ursprung außerhalb des Geltungsbereichs 
des nationalen Rechts haben, wenn dadurch der Wettbe­
werb im Inland beschränkt wird.

Eine solche Politik kann, wenn sie konsequent verfolgt 
wird, zu Kollisionen mit ausländischen Rechtsordnungen 
führen. Dies sollte als Anlaß genommen werden, in bilate­
ralen Abkommen die extraterritoriale Anwendung des na­
tionalen Wettbewerbsrechts abzustimmen und zu koordi- 
nleren: einmal mit dem Ziel, Konflikte zwischen verschie­
denen Rechtssystemen zu vermeiden; vor allem aber 
auch in der Absicht, private Wettbewerbsbeschränkun­
gen im internationalen Handel effizienter kontrollieren zu 
können. Ein gutes Beispiel sind die diesbezüglichen Ver­
einbarungen zwischen den USA und der EG5. In ihrem 
Gutachten schlägt die Monopolkommission vor, daß die 
EG eine entsprechende Übereinkunft auch mit Japan tref­
fen sollte.

Die wesentlichen Gefahren für den internationalen 
Handel drohen von staatlichen Regelungen und Maßnah­
men, die darauf gerichtet sind, den internationalen Wett­
bewerb zugunsten inländischer Unternehmen zu verfäl­
schen. Hier bestehen allerdings auch die größten Pro­
bleme im Hinblick auf eine internationale Kontrolle. Zum 
einen müssen wettbewerbsverfälschende staatliche Ein­
griffe klar und eindeutig von wettbewerbskonformen 
Maßnahmen und Regelungen abgegrenzt werden. Pro­
blemlos sind hier die direkten Handelsbeschränkungen, 
wie Zölle und Kontingente sowie offene Exportsubventio­
nen oder eine ausländische Unternehmen diskriminie­
rende inländische Marktregulierung. Schwieriger ist da­
gegen die Zuordnung bei Forschungs- und Entwicklungs­
subventionen sowie im Fall nationaler Normen und Stan­
dards. Entsprechende Maßnahmen sind, auch wenn sie 
wettbewerbsbeschränkend wirken, mit anderen technolo- 
gie-, gesundheits-, umweit- oder sicherheitspolitischen 
Zielen begründbar. Bei der endgültigen Bewertung wird 
es darauf ankommen, inwieweit die Subventionen und 
Regelungen gezielt einzelne Unternehmen bzw. Indu­
strien fördern und ob die Wettbewerbsbeschränkung für 
das Erreichen der gesetzten Ziele notwendig ist.

Schwieriger als die inhaltliche Abgrenzung des Rege­
lungsgegenstands ist die praktische Implementierung ei­
ner internationalen Wettbewerbsordnung. Die Regeln ei­
ner solchen Ordnung müssen quasi Verfassungsrang ha­
ben. Nur so kann die nationale Handelspolitik vor einer

5 Abkommen zwischen der EG-Kommission und der US-Regierung 
über die Anwendung ihrer Wettbewerbsgesetze, in: Wirtschaft und 
Wettbewerb 1/1992, S. 36-42.
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Vereinnahmung durch Interessengruppen geschützt wer­
den, die protektionistische Ziele verfolgen. Außerdem 
würde gewährleistet, daß die Rechte der Bürger auf freien 
Handel durch nationale Gerichte gesichert werden kön­
nen.

Reform im kleinen Kreis

Ein Beispiel für eine umfassende Wettbewerbsord­
nung zwischen unabhängigen Einzelstaaten ist die EG. 
Auf Weltniveau ist man von einer solchen Ordnung aller­
dings noch weit entfernt. Die Vereinbarungen im Rahmen 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) 
und seiner Nebenabkommen decken zwar den Gegen­
stand staatlicher Wettbewerbsverfälschungen weitestge­
hend ab, vor allem institutionelle Mängel verhindern je­
doch eine effektive Durchsetzung des vorhandenen Re­
gelwerks. Das GATT selbst besitzt keine eigene Rechts­
persönlichkeit. Handelnde sind immer die Einzelstaaten. 
Von ihrem „guten Willen“ hängt letztlich auch der Erfolg 
des Abkommens ab, da die Gremien des GATT über 
keine eigenen Kontroll- und Sanktionsmittel verfügen. 
Eine grundlegende Reform des GATT hin zu einer eigen­
ständigen Welthandelsorganisation ist auf absehbare 
Zeit nicht zu erwarten. Die Interessen und ordnungspoliti­
schen Standpunkte der Vertragsparteien liegen dafür zu 
weit auseinander. Auch die zur Zeit laufenden Verhand­
lungen der Uruguay-Runde werden, so wichtig ihr erfolg­
reicher Abschluß für die Entwicklung des Welthandels

auch ist, in dieser Hinsicht keine grundlegenden Re­
formen bringen.

Die Monopolkommission hat als möglichen Ausweg 
aus diesem Dilemma den Vorschlag einer „Reform im 
kleinen Kreis“ unterbreitet. Sie meint damit die Bildung 
einer Freihandelszone im Sinne des GATT. An ihr müßten 
sich allerdings mindestens die EG, Nordamerika und Ja­
pan beteiligen. Die wichtigsten Handelsregionen wären 
damit erfaßt. Darüber hinaus wäre auch eine Beteiligung 
wirtschaftlicher Schwellenländer in Südostasien wün­
schenswert. Die Idee erscheint kühn. Sie ist aber allemal 
erfolgversprechender und konsequenter als alternative 
Reformbemühungen im Rahmen weiterer GATT-Runden. 
Der Vorteil einer „Lösung im Kleinen“ beruht auf der ge­
ringeren Zahl und der damit eher gegebenen Homogeni­
tät der Mitglieder. Weitreichendere Reformen können so 
leichter realisiert werden. Gegenüber Drittstaaten sollten 
sich die Mitglieder in besonderem Maße zur Anwendung 
des GATT verpflichten. Im übrigen könnte die fortschrittli­
chere Lösung im Kleinen eine Attraktionskraft ent­
wickeln, die weitere Länder zum Beitritt bewegt. Neuauf­
nahmen sollten allerdings an eine weitgehende Verwirk­
lichung marktwirtschaftlicher Prinzipien im eigenen Land 
gebunden sein. Nur so kann die Homogenität unter den 
Mitgliedstaaten gesichert werden, die für die Stabilität 
und Weiterentwicklung der Ordnungsstrukturen erforder­
lich ist.
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